
Die Bürgerschaft hat auf einen gemeinsa-
men Antrag von SPD, Grünen und CDU be-
schlossen, der Kultur- und Kreativwirt-
schaft in Bremen für die nächsten beiden
Jahre jeweils 500000 Euro an Fördermit-
teln zur Verfügung zu stellen. Der übliche
Weg wäre nun, dass die Wirtschaftsförde-
rung Bremen (WFB) einen Wettbewerb
ausschreibt und das Geld an die Sieger ver-
teilt. Doch genau das wollen die Kreativen
nicht – eine Frage des Selbstverständnis-
ses und des gewachsenen Selbstbewusst-
sein der noch jungen Branche.
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Bremen. „Wir gehen da nicht hin und hal-
ten die Hand auf“, sagt Hanke Homburg,
Geschäftsführer der Design- und Kommuni-
kationsagentur Gruppe für Gestaltung
(GfK) und Vorsitzender des Klubs Dialog.
Im Klub Dialog sind rund 60 Unternehmen
aus der Bremer Kultur- und Kreativwirt-
schaft organisiert. Nach einer Phase der
Selbstfindung der Akteure aus elf verschie-
denen Teilbranchen sieht sich der Klub
jetzt vor allem als Diskussionsforum und zu-
nehmend als Interessenvertretung der krea-
tiven Unternehmen.

„Das Geld steht für uns nicht an erster
Stelle“, sagt Homburg. „Wir haben als
Unternehmer keine Probleme, wir haben
Möglichkeiten. Die können wir gemein-
sam mit der Politik nutzen, um den Stand-
ort Bremen zu fördern. Natürlich soll sich
das dann am Ende für beide Seiten loh-
nen.“ Das bedeutet – das macht Homburg
ganz klar – dass man sich nicht auf ein von
der WFB ausgearbeitetes Förderprogramm
bewerben, sondern die Ziele und Bedin-
gungen der Förderung selbst bestimmen

und bei der Vergabe der Mittel ein ent-
scheidendes Wort mitreden will.

Bei der WFB hat man zunächst ein biss-
chen gezuckt, denn es geht immerhin um
Steuergelder, deren Verwendung staatlich
kontrolliert werden muss. Aber Hans-
Georg Tschupke, Abteilungsleiter für Inno-
vationsförderung, zeigt Verständnis: „Den
Akteuren ist Unabhängigkeit von staatli-
chen Institutionen wichtig, sie
wollen selbst gestalten.“
Tschupke sagt auch: „Die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft ist für
Bremen ein wichtiger neuer
Sektor der Standortentwick-
lung.“

Damit argumentieren auch
die Kreativen selbst. Sie sehen
sich nicht als Almosenempfän-
ger – die womöglich noch ande-
ren Interessengruppen knappe
Haushaltsmittel wegnehmen –,
sondern als Unternehmer, die
Arbeitsplätze schaffen und als
Impulsgeber für die klassischen
Industriebranchen. Das begrün-
den sie in einem vom Klub Dia-
log erarbeiteten Positions-
papier, das anlässlich der Haus-
haltsdebatte in der Bürgerschaft an die Ab-
geordneten verteilt wurde. Deshalb, so
heißt es in dem Papier, bedeuten zusätzli-
che Mittel für die Kultur- und Kreativwirt-
schaft nicht nur Wachstumsimpulse für die
Branche selber, „sondern fördern Wirt-
schaft und Gesellschaft in Bremen gene-
rell“.

Bremen hat die Potenziale der Kreativ-
wirtschaft früh erkannt, sagt Harm Wurth-
mann vom RKW, der von Bremen aus das
Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativ-

wirtschaft des Bundes steuert. Modelle wie
der Klub Dialog, die gezielte Förderung
kreativer Kleinunternehmer durch die
Ideenlotsen und die Nutzung von Leerstän-
den, vermittelt durch die Zwischen-Zeit-
Zentrale (ZZZ), würden bundesweit ko-
piert. Wurthmann selbst, Ideenlotse Chris-
toph Backes und die Kulturmanagerin Na-
dine Portillo beraten das Bundeswirt-

schaftsministerium bei der Krea-
tivförderung. Kreative aus Bre-
men sind international gefragt.
So bespielen die Lichtkünstler
von Urbanscreen gerade die
Oper in Sydney. „Die Kreativ-
wirtschaft in Bremen hat einen
hohen Standard erreicht. Der
sollte gehalten und ausgebaut
werden“, sagt Wurthmann.

Aber dafür müssen Politik
und Kreative zusammenkom-
men, weiß auch Hanke Hom-
burg. Traditionelle Industrien
wie die Automobilbranche pfle-
gen seit Jahrzehnten enge Kon-
takte in die Parteien und Parla-
mente, „aber die Kreativen
scheuen die Politik wie der Teu-
fel das Weihwasser“, sagt er.

Immerhin: Christoph Backes hat einen Sitz
in der Wirtschaftsdeputation und die Szene
schickt ihre „Kreativkapitäne“, eine infor-
melle Gruppe engagierter Einzelpersonen,
als Speerspitze vor, zu Hintergrundgesprä-
chen mit Abgeordneten und mit der Han-
delskammer.

Und siehe da: Man kommt ins Gespräch.
Was die Kreativen wollen, ist langfristige
Planungssicherheit und einen Budgetrah-
men von 3,5 Millionen Euro. Davon sind
die 500 000 Euro weit entfernt, zählt man al-

lerdings die schon bestehende Förderung
etwa für den Klub Dialog, ZZZ oder die
Ideenlotsen dazu, kommt man der Summe
schon näher. Was sie nicht wollen, ist deko-
ratives Aushängeschild für die Politik sein,
die Kreative gerade chic findet. In ihrem
Positionspapier schlagen sie einen Pakt zur
Entwicklung der Kultur- und Kreativwirt-
schaft in Bremen vor und fordern den Senat
dazu auf, weniger effektive Mittel aus dem
Haushalt für das Bremer Innovations und
Kreativklima umzuwidmen.

Was man damit tun könnte, dazu gibt es
schon eine Reihe von Vorschlägen und
Ideen, darunter einen kreativen Bildungs-
pakt zur Förderung unternehmerisch-krea-
tiven Denkens, billige Büros für Kreative
und Co-Working-Modelle, Fortsetzung
von Programmen wie Ideenlotsen und
ZZZ, dazu neue Projekte als Leuchttürme,
mit Strahlkraft über Bremen hinaus wie
etwa ein interdisziplinäres Festival.

Hans-Georg Tschupke kann sich inzwi-
schen vorstellen, dass die Akteure weitge-
hend selbst bestimmen, wie die Fördermit-
tel verwendet werden, und die Kreativen
haben erkannt, dass sie die bürokratischen
Hürden, hinter denen die 500000 Euro lie-
gen, allein nicht überwinden können. Die
Mittel sind aus rein investiven Haushaltmit-
teln zusammengekehrt. Konsumtive Ausga-
ben, etwa für Personal, dürfen damit nicht
getätigt werden. „Wir reden die ganze Zeit
über Köpfe, aber bezahlen dürfen wir mit
dem Geld nur Steine“, fasst Homburg zu-
sammen. Eine Projektgruppe überlegt, was
geht und wie. Im September sollen erste Er-
gebnisse vorgestellt werden. Homburg ist
zuversichtlich, Tschupke auch, „aber“,
sagt er, „eins ist klar: Am Ende steht ganz
schlicht das Verwaltungsrecht.“

Berlin (wk). Niedrige Kapitalmarktzinsen
bedrohen nach Ansicht eines Sozialexper-
ten die betriebliche Altersvorsorge für Mil-
lionen Arbeitnehmer in Deutschland. Viele
Versorgungswerke befänden sich im Anla-
genotstand, warnt der Wirtschaftswissen-
schaftler Bernd Raffelhüschen von der Uni-
versität Freiburg in der „Frankfurter Allge-
meinen Sonntagszeitung“ (FAS). Die Pen-
sionskassen investierten hauptsächlich in
sichere Staatspapiere, die aber kaum noch
Rendite einbringen.

„Die niedrigen Zinsen stellen viele Ein-
richtungen der betrieblichen Altersvor-
sorge vor ernste Schwierigkeiten“, so Raf-
felhüschen. In Deutschland gebe es rund
17 Millionen Arbeitnehmer, die über ihren
Arbeitgeber in eine betriebliche Altersvor-
sorge einzahlen. Halte das Zinstief an,
müssten sich die Arbeitnehmer in Zukunft
auf geringere Erträge aus der Betriebs-
rente einstellen. Bleiben die Zinsen derart
niedrig wie derzeit, würde die jährliche
Wertentwicklung eines typischen Portfo-
lios einer Pensionskasse innerhalb der
nächsten fünf Jahre um insgesamt mehr als
ein Drittel zurückgehen. Derzeit erzielten
die Kassen noch eine Verzinsung von
durchschnittlich rund vier Prozent pro Jahr.
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Berlin. Die Inflation in Deutschland mag
mit 1,7 Prozent derzeit nicht hoch sein –
doch die 1,1 Prozent Zinsen, die Bundesan-
leihen im Schnitt abwerfen, können selbst
diesen Wert nicht ausgleichen. Kleinen
und großen Investoren, die Vermögen anle-
gen, bereitet die historisch ungewöhnliche
Situation mit Niedrigstrenditen Kopfzerbre-
chen. Dazu zählen auch Stiftungen, die in
Deutschland nach Branchenschätzungen
über ein Vermögen von deutlich mehr als
100 Milliarden Euro verfügen. Sie sind per
Gesetz zum Kapitalerhalt verpflichtet.
Schütten sie dauerhaft weniger Erträge
aus, könnte dies gerade die Schwachen der
Gesellschaft treffen.

Sabine Reischmann macht sich Sorgen.
Als Leiterin der Sonja-Reischmann-Stif-
tung engagiert sie sich ehrenamtlich für be-
nachteiligte Kinder und Eltern in und um
Ravensburg. Schuhgutscheine und Ferien-
freizeiten finanziert die Stiftung zum Bei-
spiel. Das Stiftungskapital von 3,4 Millio-
nen Euro muss das Geld dafür abwerfen,
und das wird immer schwerer. „Jetzt sind
wir schon froh, wenn wir drei Prozent er-

wirtschaften“, meint Reischmann. Die Zu-
sagen für soziale Projekte mussten verein-
zelt bereits reduziert werden.

Nicht alle Stiftungen sind betroffen – die-
jenigen, die Geld aus den Gewinnen von
Unternehmen erhalten, stehen angesichts
der zuletzt guten Konjunktur in Deutsch-
land nicht schlecht da. Doch gerade junge
und kleinere Stiftungen treffen die seit Jah-
ren sinkenden Renditen hart. Es sei zwar
eine vergleichsweise „weiche Landung“,
sagt Hans Fleisch, Generalsekretär des
Bundesverbands Deutscher Stiftungen.
Doch sie komme zu einer ungünstigen Zeit,
in der sich auch der finanzielle Spielraum
von anderen Geldgebern wie Kommunen
oder Kirchen immer mehr einengt.

Stiftungen haben in Deutschland die Vor-
gabe, ihren Kapitalstock zu erhalten. Zwar
ist nicht eindeutig geklärt, ob dies den
Schwund durch Inflation mit einbezieht
oder nicht, doch besonders renditeträch-
tige und damit auch riskante Anlagen sind
für die meisten Stiftungen tabu – was die Si-
tuation noch schwieriger macht. Der ver-
meintlich sichere „Klassiker“ Staatsanlei-
hen wiederum bringt inzwischen entweder
zu wenig Zinsen oder ist – wie in den Fällen

Griechenland oder Portugal – viel zu ris-
kant geworden.

Peter Anders, der für das Deutsche Stif-
tungszentrum die Vermögensanlage für
rund 500 Stiftungen überwiegend in den
Bereichen Wissenschaft und Bildung koor-
diniert, setzt auf eine breite Streuung des
Vermögens, darunter auch in Aktien, fest-
verzinsliche Wertpapiere aus Schwellen-
ländern und Immobilien. „Doch vermeiden
können wir den Renditeeinbruch auch
nicht“, räumt er ein. Welche Alternativen
gibt es? Wirft das eigene Kapital zu wenig
Ertrag ab, können Stiftungen versuchen,
mehr Kooperationen einzugehen oder zu-
sätzlich Spenden zu sammeln. Auch Sa-
bine Reischmann in Ravensburg geht die-
sen Weg: „Wir wollen mehr Geld von
außen einwerben.“

Es gebe nicht nur Anlass zum Pessimis-
mus, betont Verbandschef Fleisch. Der
Trend zu neuen Stiftungsgründungen
führe dazu, dass sich das Stiftungskapital
in Deutschland in den nächsten 25 Jahren
insgesamt verdoppeln könnte. Die Rendite-
krise zwinge Stiftungen, effektiver zu wer-
den – sei es in der Verwaltung oder eben
bei der Geldanlage.

Rüsselsheim (wk). Bei Opel bleibt derzeit
kaum ein Stein auf dem anderen. Nach den
angekündigten Wechseln in der Führungs-
etage will die US-Mutter General Motors
mehr Manager aus Detroit in Rüsselsheim
unterbringen. Opel selbst dementiert das.

Nach dem Stühlerücken in der Opel-Füh-
rungsriege will General Motors einem Me-
dienbericht zufolge mit mehr US-Mana-
gern den Einfluss bei der kriselnden Toch-
ter vergrößern. Das schreibt die „Automo-
bilwoche“ und bezieht sich auf ein Opel-
Aufsichtsratsmitglied. In Rüsselsheim soll-
ten Manager platziert werden, die das Ver-
trauen der US-Mutter genössen.

Ein Opel-Sprecher sagte dazu: „Das ent-
behrt jeder Grundlage.“ Eine solche Strate-
gie gebe es nicht. Bei Opel würden Perso-
nalentscheidungen nicht aufgrund der Na-
tionalität, sondern aufgrund der Qualifika-
tion getroffen, sagte der Sprecher. Von Sep-
tember an seien im achtköpfigen Opel-Vor-
stand lediglich zwei US-Amerikaner.

Bundeswirtschaftsminister Philipp Rös-
ler (FDP) kritisierte das Krisenmanagement
des Autobauers. Die Art und Weise, wie
das Management mit den Sorgen der Be-
schäftigten umgehe, sei nicht im Sinne der
sozialen Marktwirtschaft, sagte Rösler im
ARD-Sommerinterview. „Ich hoffe deswe-
gen sehr, dass sich die Schlagzeilen legen
werden und dass auch ein neues Manage-
ment sich klar zu dem vereinbarten Sanie-
rungskurs bis zum Jahre 2016 bekennt.“

Opel krempelt derzeit seine Führungs-
ebene fast komplett um: In der vergange-
nen Woche hatte der Opel-Aufsichtsrat
Strategievorstand Thomas Sedran zum
Vize-Vorstandsvorsitzenden ernannt. Er
soll den verlustreichen Autobauer vorüber-
gehend führen, bis ein neuer Chef gefun-
den ist. Zuvor waren der bisherige Vor-
standchef Karl-Friedrich Stracke sowie
Cheflobbyist Volker Hoff abgetreten.

Zum 1. September wird zudem der bishe-
rige VW-Manager Michael Lohscheller
zum neuen Finanzvorstand und Opel/Vaux-
hall Vize-Präsident Finanzen ernannt. Er
löst den 50-jährigen Finanzchef Mark N.
James (50) ab. Lohscheller ist derzeit Fi-
nanzvorstand bei der Volkswagen Group
of America. In den unteren Führungsebe-
nen bei Opel sollen nach früheren Anga-
ben der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“ zudem 500 Mitarbeiter gehen.

Gesamtbetriebsratschef Wolfgang Schä-
fer-Klug sieht Opel vor diesem Hinter-
grund auf dem richtigen Weg. Das Unter-
nehmen verfüge jetzt über ein Manage-
ment, „das weiß, dass es so nicht mehr wei-
tergehen kann wie bisher“, sagte Schäfer-
Klug der Mainzer „Allgemeinen Zeitung“.
„Und es ist ein starkes Management; das
hatten wir seit Jahren nicht mehr.“

Madrid. Wegen ihrer großen Schuldenpro-
bleme muss nach Valencia auch die auto-
nome Region Murcia im Südosten des Lan-
des Finanzhilfen in Madrid beantragen.
Murcias Regierungschef Ramón Luis Val-
cárcel kündigte am Sonntag an, dass er für
seine Region Hilfen im Umfang von 200 bis
300 Millionen Euro erbeten wolle. Er hoffe,
dass das Geld im September bereitgestellt
werde. Die zum Teil hoch verschuldeten Re-
gionen gelten als eines der Hauptprobleme
in der Krise. Investoren zweifeln, ob es der
Zentralregierung in Madrid gelingt, sie zu
mehr Haushaltsdisziplin zu zwingen. So er-
wägen weitere vier der 17 autonomen Re-
gionen Spaniens, Hilfe aus dem staatlichen
Rettungsfonds FLA zu beantragen.

Berlin. Die große Mehrheit der Deutschen
will nicht am Sonntag einkaufen. In einer
repräsentativen Umfrage von Infratest di-
map für „Die Welt“ sprachen sich 73 Pro-
zent der Befragten dagegen aus, dass Ge-
schäfte am Sonntag genauso öffnen kön-
nen wie an anderen Tagen. Nur 25 Prozent
wollen eine normale Ladenöffnung auch
am Sonntag. Die Kirchen sprechen sich
schon lange für einen stärkeren Schutz des
Sonntags aus.

Hamburg. Die Umweltschutzorganisation
Greenpeace hat ihre bundesweiten Pro-
teste an Shell-Tankstellen gegen geplante
Ölbohrungen des Konzerns in der Arktis
ausgeweitet. „In über 50 Städten bekleben
Aktivisten Zapfsäulen und Zapfpistolen
mit Protest-Labeln und informieren die
Kunden über die Pläne von Shell“, teilte
Greenpeace am Wochenende mit. Gleich-
zeitig sammelten sie Unterschriften zum
Schutz der Arktis. Weltweit seien in weni-
gen Wochen rund eine Million Unterschrif-
ten zusammengekommen. „Das Ökosys-
tem der Arktis ist eine der empfindlichsten
Regionen dieser Welt. Ölunfälle sind dort
kaum zu bekämpfen“, erklärte Kai Britt
von der Umweltschutzorganisation.
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Bremen. Früher wurde hier der „Alte Sena-
tor“ gebrannt, dann zog das Beluga Col-
lege in die ehemalige Spirituosen-Fabrik
Jürgensen in der Bremer Neustadt. Jetzt
richten sich elf Kreativfirmen in der Alten
Schnapsfabrik ein, darunter die für ihre Fas-
sadenprojektionen international bekann-
ten Urbanscreen, die Event-Agentur Jok-
mok sowie Marketing-Agenturen, Audio-,
Film- und Mediendesigner.

Für diese bunt gemischte Truppe hat
sich der Eigentümer, die Immobiliengesell-
schaft Justus Grosse, auf ein Experiment
eingelassen: Die Mieter bestimmen, wer in
die noch freien Büros einziehen darf. Denn
es geht nicht nur darum, das Haus voll zu
bekommen. Hier soll eine „kreative Um-
luft“ entstehen, sagt Jokmok-Chef Majo Us-
sat: Synergien schaffen, voneinander ler-
nen, auch durch wechselnde Nutzer im so-
genannten Co-Working-Space, wo man
kurzzeitig einen Schreibtisch mietet und
die Infrastruktur nutzen kann, sowie durch
Besucher und Netzwerker im Internet-
Café Nordpool im Erdgeschoss.

Anlaufstelle und Umschlagstelle für
Ideen und kreatives Personal – so stellt sich
das auch Thorsten Bauer von Urbanscreen
vor: „Dieses Haus ist für uns ein sichtbares
Zeichen, dass so etwas in Bremen funktio-
nieren kann“, sagt er. Ein ganz eigenes Mo-
dell, keine Kopie des Berliner Beta-Hauses,
aber hoffentlich ein Anziehungspunkt für
den dringend benötigten Nachwuchs, der
das Potenzial der Stadt noch wenig wahr-
nimmt. Mit diesem Projekt wollen die Ak-
teure zeigen, dass Bremen ein guter Ort für
Kreative ist. Die einzige staatliche Unter-
stützung für diese private Initiative kommt
von der Wirtschaftsförderung Bremen
(WFB), die ihr Stipendiaten-Modell Future
Lab Bremen, ehemals Designlabor Bremer-
haven, hier eingemietet hat.

Betriebsrenten sinken
durch niedrige Zinsen

„Wir halten nicht einfach die Hand auf“
Die Kreativwirtschaft bekommt 500000 Euro – will aber von klassischer Wirtschaftsförderung nichts wissen

Stiftungen leiden unter mageren Renditen
Auswirkungen auf geförderte soziale oder kulturelle Projekte

Hanke Homburg vom
Klub Dialog. F.: Kuhaupt
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